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gen, dass b eide Partner einen Konsens o der Kom-
promiss (ihrem verschiedenen Gewicht entspre-
chend) au shandeln .

D och leider ist es im Sicherheitsrat im Unter-
schied zur Ko alitionsregierung so , d ass derj enige ,
der schon ständiges Mitglied ist, dem, der es erst
werden will, dessen Wohlwollen abfordern kann.
D enn z . B . können die USA nicht gezwungen werden,
z . B . D eutschland aufzuwerten, sie können ab er er-
zwingen, d ass die ses nicht aufgewertet wird .

E s stellt sich die Frage , ob es sinnvoll ist, einen
Sitz in einem Rat anzustreb en, der derart undemo-
kratisch funktioniert? ! Während der j etzige Außen-
minister seine Skrupel b egründet, scheint ein frühe-
rer Außenminister kein höheres Ziel zu kennen als
die Aufwertung D eutschland s in der Uno . Hier gilt:
Lieb er ein Guido Westerwelle , der sich vielleicht
dunkel erinnert an ein p aar langweilige Vorle sun-
gen üb er Völkerrecht, als ein Jo schka Fischer, der
sich nur allzu lebhaft erinnert an ein p aar spannen-
de Straßenschlachten letztlich üb er Ideologien.
� E s wird gesagt: Die deutsche Regierung hab e nur
wegen anstehender Landtagswahlen nicht zuge-
stimmt. Die Militärintervention wird b egründet mit
der Verpflichtung zur Unterstützung von demokra-
tischen Regierungen für eine demokratische Oppo-

sition gegen eine diktatorische Regierung . Zum We-
sen der D emokratie gehören die Wahlen der Parla-
mente . Wer also fordert, die Unterstützung eines
Krieges von D emokratien gegen eine Diktatur nicht
von Wahlen und deren erwarteten Ergebnissen ab-
hängig zu machen, fordert nichts weniger, als die an-
geblichen D emokratien nicht von der tatsächlichen
D emokratie abhängig zu machen. Er zerstört d as ,
was er zu erhalten vorgibt.

So lange die Regierung Wahlen eher mit der Ab-
lehnung von als mit der Zu stimmung zu Kriegen ge-
winnt, kann es gar nicht oft genug Wahlen geb en . So
lange die Entscheidungen der B evölkerung vor und
b ei Wahlen die Entscheidungen der Regierung wirk-
lich b eeinflu ssen, kann diese re ale D emokratie
nicht ho ch genug ge schätzt werden .
� E s wird gesagt : Die deutsche Regierung hab e
nicht zuge stimmt nur wegen fehlender Militärkap a-
zitäten . Abge sehen davon, ob d as tatsächlich stimmt
o der nicht: E s ist do ch so , d ass die Bunde swehr von
einer reinen Verteidigungsarmee zu einer »Armee
im Einsatz« umgeb aut wird , d . h . mehr und mehr
Kriege führt. Die Afghanistan-Intervention ist hier
nur die Spitze de s Eisb erges . D o ch auch die Bunde s-
wehr mu ss feststellen, dass ihre Einsätze viele Mittel
binden. Sie muss sich die Frage stellen lassen, ob die-
se Mittel nicht anders sinnvoller eingesetzt werden
könnten . Ob es nicht nur politisch, sondern auch
ökonomisch effizienter wäre , Konflikte zivil zu b e ar-
b eiten, b evor sie militärisch eskalieren? Ob die ge-
ringeren Gewinne b ei einem möglichen Verb ot von
Rü stungshandel mit Diktaturen durch die geringe-
ren Verlu ste b ei einer unnötigen Militärinterventi-
on nicht mehr als aufgewogen werden?
� E s wird gesagt : Die Regierung sollte das Flugver-
b ot unterstützen, auch wenn sie sich nicht an dessen
Durchsetzung b eteiligen könnte . Diese Au ssage
folgt dem Grundsatz : »Andere machen sich dreckig,
doch ich wasche meine Hände in Unschuld . « D o ch
genau so strafb ar wie die Täterschaft selb st sind die
Anstiftung oder die B eihilfe d azu und sogar die blo-
ße Mitwisserschaft. Eine wie auch immer ge artete
Unterstützung ohne B eteiligung, wie sie sich j etzt,
Ende März, abzeichnet, wäre ein klassischer fauler
Kompromiss . D as wäre um nichts b esser, wenn
nicht schlimmer, weil scheinheiliger als eine wirkli-
che B eteiligung am Krieg .
� E s wird ge sagt: Die Bundesregierung sollte das
Flugverb ot unterstützen, wenn e s auch schon von
arabischen Regierungen unterstützt wird . D azu
muss man das zwiesp ältige Verhalten der arabi-
schen Staaten richtig einschätzen . Zwar gibt es ei-
nen formalen Konsens der Arabischen Liga: die For-
derung nach Luftschlägen, do ch nicht nach B o den-
truppen, nach Maßnahmen der Uno , do ch nicht der
Arabischen Liga selb st, nach B eteiligung einiger,
doch nicht aller Mitglieder. Zwar gibt es einerseits
ein paar eher pro-we stliche Staaten, die Druck au s-
üb en und Maßnahmen vorschlagen, und anderer-
seits ein paar eher anti-we stliche Staaten, die sich

Gegen j egliche Gewalt
Erklärung des BSV zu Libyen
D ie Mitgliederversammlung des Bundfür Soziale Vertei-
digung, die am 2 0 . März in Minden/Westfalen stattfand ,
nahm mit Entsetzen die B omb ardierungen Libyens durch
Frankreich, Großbritannien und die USA und deren Un-
terstützung durch andere Länder zur Kenntnis . Nach den
weitgehend gewaltfreien Aufständen in Tune sien und
Ägypten sind in einer Reihe weiterer Länder des Nahen
und Mittleren O stens Volksb ewegungen entstanden, die
sich gegen ihre diktatorischen Regierungen erheb en . Die
Versuche der gewaltsamen Niederschlagung die ser Auf-
stände − nicht nur in Libyen, sondern auch in B ahrain, Je-
men und anderen Ländern − b eob achten wir mit großer
Sorge und sehen uns solidarisch mit all j enen Menschen,
die ohne Waffen für D emokratisierung eintreten .
D as militärische Eingreifen in Libyen wird als ein effekti-
ver Weg darge stellt. D abei wird ausgeblendet, dass durch
die B omb ardierungen weitere unb eteiligte Zivilisten
sterb en und der innerlibysche Konflikt durch die E skala-
tion der Gewalt mit Gewissheit vertieft werden . Stattdes-
sen sollte durch Angeb ote der Vermittlung und durch zi-
vile Mittel (z . B . Ölb oykott, Asyl für de sertierende Solda-
ten) versucht werden, die Situ ation zu deeskalieren und
das Leb en der Aufständischen zu schützen . Uns ist nicht
b ekannt, dass solche Versuche ernsthaft unternommen
wurden . Militärgewalt ist einmal mehr nicht das letzte
Mittel (ultima ratio) , sondern wurde leichtfertig und
ohne B edenken der längerfristigen Konsequenzen b e-
schlo ssen .
Wir stellen auch fest, dass der Bürgerkrieg in Libyen mit
Waffen geführt wird , die von Nato-Staaten geliefert wur-
den . Wir fordern das vollständige Verb ot von Waffenex-
porten . Die b isherigen Re striktionen b ei Rü stungsexpor-
ten sind , wie sich j etzt wieder erweist, völlig unzurei-
chend .
Wir b egrüßen, dass die Bundesrepublik im Weltsicher-
heitsrat den militärischen Maßnahmen nicht zuge stimmt
hat. Wir erwarten, dass die Bundesregierung sich j etzt für
die sofortige B eendigung der Kampfhandlungen einsetzt
und Bürgerkriegsflüchtlingen unbürokratisch Asyl ge-
währt.


